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Antisemitische Straftaten an Universitäten und Fachhochschulen in NRW 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die antisemitischen Vorfälle an Hochschulen in Nordrhein-Westfalen haben deutlich 
zugenommen. Nach Angaben der Zentralen Stelle für Beratung und Monitoring von 
antisemitischen Vorfällen an Hochschulen in Nordrhein-Westfalen (ZeBA) wurden im Jahr 
2025 insgesamt 85 antisemitische Vorfälle registriert. Zwei Jahre zuvor lag die Zahl noch bei 
25 Fällen. Damit hat sich die Anzahl innerhalb kurzer Zeit mehr als verdreifacht.1 
 
Zu den Vorfällen zählen u. a. antisemitische Schmierereien, Hamas-Sympathiebekundungen 
und direkte Aufrufe zur Gewalt gegen Juden. Viele dieser Taten fallen im Alltag kaum auf, etwa 
wenn Parolen auf Toilettenwände oder Schilder geschrieben werden. Für Betroffene stellen 
solche Äußerungen jedoch eine klare Bedrohung dar. Erst in der Nacht von Mittwoch auf 
Donnerstag, den 21. Mai 2026, wurden an der Ruhr-Universität Bochum zahlreiche Wände mit 
insgesamt 25 Graffiti-Tags besprüht. Die Polizei sprach zunächst von Parolen mit „Bezügen 
zum Nahostkonflikt“, tatsächlich enthielten die Schmierereien jedoch auch antisemitische 
Botschaften. Vor allem jüdische Studenten fühlen sich zunehmend unsicher. Besonders an 
kleineren Hochschulen sei die Situation belastend, da dort oft bekannt sei, wer jüdisch ist. 
Dadurch entstehe für viele das Gefühl, stärker beobachtet und gefährdet zu sein. Nach 
Angaben einer Mitarbeiterin des Jüdischen Studierendenverbandes NRW denken manche 
Studenten deshalb inzwischen darüber nach, ihre Hochschule zu verlassen.2 
 
Dabei wird davon ausgegangen, dass die Zahl antisemitischer Vorfälle deutlich höher liegt, als 
die offiziellen Meldungen vermuten lassen. Viele Fälle werden nicht angezeigt oder 
dokumentiert, weshalb Experten von einer hohen Dunkelziffer ausgehen. Als wichtiger 
Auslöser für die Entwicklung gilt der Krieg zwischen Israel und der Hamas. Seit dem Hamas-
Angriff auf Israel im Oktober 2023 habe sich der Konflikt zunehmend auf Hochschulen 
übertragen. Diskussionen darüber finden mittlerweile in vielen Seminaren statt – unabhängig 
vom eigentlichen Fachgebiet. NRW-Wissenschaftsministerin Ina Brandes (CDU) erklärte, 
dass Hochschullehrer dadurch häufig mit Situationen konfrontiert seien, in denen sachliche 
Debatten in antisemitische Aussagen umschlagen. Um darauf zu reagieren, wurde 2024 die 
ZeBA gegründet. Die Einrichtung entstand gemeinsam durch Hochschulen und 

 
1 Vgl. https://www1.wdr.de/politik/politik-in-nrw/vorfaelle-antisemitismus-hochschulen-100.html. 
2 Ebenda. 
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Landesregierung und soll Betroffene antisemitischer Diskriminierung und Gewalt unterstützen. 
Gleichzeitig bietet sie Fortbildungen für Lehrkräfte an, damit diese besser mit eskalierenden 
Diskussionen umgehen können.3 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8200 mit Schreiben vom 7. August 2026  
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kultur und Wissenschaft 
beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die statistische Erfassung „Politisch motivierter Kriminalität“ (PMK) erfolgt bundesweit einheit-
lich auf der Grundlage des im Jahr 2001 von der Ständigen Konferenz der Innenminister und 
-senatoren der Länder beschlossenen Definitionssystems PMK. 
 
Der PMK werden demnach Straftaten zugeordnet, wenn in Würdigung der Umstände der Tat 
und/oder der Einstellung der Täterin/des Täters Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie 
 
 den demokratischen Willensbildungsprozess beeinflussen sollen, der Erreichung oder 

Verhinderung politischer Ziele dienen oder sich gegen die Realisierung politischer Ent-
scheidungen richten, 

 sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung bzw. eines ihrer Wesensmerk-
male, den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder eines Landes richten oder eine 
ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von Mitgliedern der Verfassungsor-
gane des Bundes oder eines Landes zum Ziel haben, 

 durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswär-
tige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden und/oder 

 gegen eine Person wegen der ihr zugeschriebenen oder tatsächlichen politischen Hal-
tung, Einstellung und/oder ihres Engagements gerichtet sind bzw. aufgrund von Vorur-
teilen der Täterin/des Täters bezogen auf Nationalität, ethnische Zugehörigkeit, Haut-
farbe, Religionszugehörigkeit, Weltanschauung, sozialen Status, physische und/oder 
psychische Behinderung oder Beeinträchtigung, Geschlecht/geschlechtliche Identität, 
sexuelle Orientierung oder äußeres Erscheinungsbild begangen werden. Diese Strafta-
ten können sich unmittelbar gegen eine Person oder Personengruppe, eine Institution 
oder ein Objekt/eine Sache richten, welche(s) seitens der Täterin/des Täters einer der 
o. g. gesellschaftlichen Gruppen zugerechnet wird (tatsächliche oder zugeschriebene 
Zugehörigkeit) oder sich im Zusammenhang mit den vorgenannten Vorurteilen der Tä-
terin/des Täters gegen ein beliebiges Ziel richten. 

 
Darüber hinaus werden Tatbestände gemäß §§ 80a-83, 84-86a, 87-91, 94-100a, 102, 104, 
105-108e, 109-109h, 129a, 129b, 130, 192a, 234a, 234b oder 241a Strafgesetzbuch (StGB) 
sowie Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) erfasst, weil sie Staatsschutzde-
likte sind, selbst wenn im Einzelfall eine politische Motivation nicht festgestellt werden kann. 
Politisch motivierte Straftaten werden hinsichtlich des Begründungszusammenhangs (Motiv) 
einem oder mehreren Themenfeldern zugeordnet.  
Datenquelle zur Beantwortung der Fragen ist der Kriminalpolizeiliche Meldedienst in Fällen 
der PMK (KPMD-PMK). 
Aufgrund einer bundesweiten Umstellung auf eine schnittstellenbasierte Fallzahlenerfassung 
des KPMD-PMK und der damit einhergehenden Anpassungsprozesse sind Fallzahlen mit Tat-
/Erfassungszeit ab dem 01.01.2026 derzeit nicht verfügbar. 

 
3 Ebenda. 
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Die statistische Erfassung der gegenständlichen Taten erfolgte unter Verwendung des Erfas-
sungsparameters „Schule/Uni; öffentliche Einrichtung“ im KPMD-PMK. Ein Erfassungspara-
meter ist ein spezifisches Kriterium, um Straftaten einheitlich zu klassifizieren, bewerten und 
erfassen.  
 
Ob sich die Straftat im Einzelnen an einer Schule, Universität oder sonstigen Bildungseinrich-
tung ereignete und im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Betrieb der Einrichtung steht, 
kann mit den Mitteln des KPMD-PMK nicht automatisiert festgestellt werden.  
 
 
1. Wie viele Straftaten mit antisemitischem Hintergrund wurden an Universitäten und 

Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen seit 2023 bis heute pro Monat verübt? 
(Bitte nach Ort, Straftatbestand und Anzahl der verletzten Personen auflisten.)  

 
Für den Zeitraum vom 01.01.2023 bis 31.12.2025 erfolgte eine händische Einzelfallauswer-
tung im KPMD-PMK.  
In den Jahren 2023 bis 2025 ereigneten sich insgesamt 21 antisemitische Straftaten an Hoch-
schulen oder Universitäten. In diesem Zeitraum sind rechnerisch ca. 0,58 Straftaten pro Monat 
erfasst. 
 
 
2. Bei wie vielen der unter Frage 1 erfragten Straftaten konnte jeweils ein Täter er-

mittelt werden? (Bitte einzeln nach Straftatbestand auflisten.)  
 
In vier der insgesamt 21 erfassten Straftaten konnten Tatverdächtige ermittelt werden. 
 
 
3. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die unter Frage 2 abge-

fragten Tatverdächtigen jeweils?  
 
4. Welchem Phänomenbereich (PMK -links-, -rechts-, -Ausländische Ideologie-, -Re-

ligiöse Ideologie- oder sonstige Zuordnung) wurden diese Straftaten jeweils zuge-
ordnet?  

 
Die Fragen 3 bis 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Eine der unter Frage 2 abgefragten tatverdächtigen Personen besaß mehrere Staatsangehö-
rigkeiten. Weitere Informationen bitte ich der beigefügten Tabelle zu entnehmen. 
 
 
5. Welche Programme respektive Initiativen gegen Antisemitismus an Universitäten 

und Fachhochschulen werden von der Landesregierung unterstützt?  
 
Die Landesregierung unterstützt verschiedene Maßnahmen im Bereich der Antisemitis-
musprävention an Hochschulen. Darunter sind die „Zentrale Beratungsstelle zu Antisemitis-
mus an Hochschulen in Nordrhein-Westfalen (ZeBa NRW), das Projekt „Israelbezogenem An-
tisemitismus entgegentreten (IBAS)“ sowie die Stärkung der bestehenden Beratungs- und Un-
terstützungsstrukturen einschließlich psychologischer Beratung zu nennen. Darüber hinaus 
unterstützt die Landesregierung das Projekt „DiversiTeach: Vielfalt leben und lehren“.  
Ergänzend hierzu kommt der Polizei Nordrhein-Westfalen im Bereich der Prävention und des 
Opferschutzes eine wichtige Rolle zu. Die vorbeugende Bekämpfung von Antisemitismus und 
der Schutz der Betroffenen nimmt in der Polizei einen hohen Stellenwert ein. Die Maßnahmen 
der Kriminalprävention und des polizeilichen Opferschutzes adressieren dabei auch 
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Studentinnen und Studenten. Prävention und Opferschutz in diesem Themenfeld erfolgen im 
Rahmen landesübergreifender Konzepte, Netzwerke, Forschungsaktivitäten und polizeilicher 
Präventionsarbeit, die auch Studentinnen und Studenten mittelbar erfassen.  
 
Die polizeilichen Maßnahmen sind dabei in das landesweite Handlungskonzept gegen Antise-
mitismus, Rassismus und Rechtsextremismus des Landes Nordrhein-Westfalen eingebettet. 
Das Handlungskonzept bildet eine Grundlage für die Zusammenarbeit der staatlichen und zi-
vilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure für deren präventiv orientierte Auseinanderset-
zung u. a. mit Antisemitismus ab. Dazu gehören insbesondere: 
 
 Kooperationen mit der mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus sowie mit Opferbe-

ratungsstellen 
 Zusammenarbeit mit Jugendämtern, Trägerinnen und Trägern der freien Jugendhilfe, 

Schulen und weiteren Akteurinnen und Akteuren der Präventionsarbeit 
 Bereitstellung von Informationsmaterialien durch alle polizeilichen Dienststellen und 

Aus- und Fortbildungseinrichtungen 
 Vertiefen und Erweitern der Sensibilisierung für digitale Gewalt, Ausbau des Wissens 

um aktuelle digitale Bedrohungslagen und digitale Codes in der polizeilichen Aus- und 
Fortbildung 

 täterorientierte Präventionsmaßnahmen (z. B. Ersttätergespräche, Gefährderanspra-
chen). 

 
Die Kontaktbeamtinnen und -beamten für interkulturelle und -religiöse Angelegenheiten (KIA) 
in den Kreispolizeibehörden beteiligen sich ebenso an interkulturellen sowie demokratieför-
dernden Begegnungsformen und örtlichen Veranstaltungen. Gemeinsam mit weiteren zivilge-
sellschaftlichen Netzwerkpartnerinnen und Netzwerkpartnern und Institutionen bzw. Trägerin-
nen und Trägern leisten sie somit einen Beitrag zu einer Sensibilisierung und Förderung maß-
geblicher Werthaltungen. Ergänzend werden im Zuge der Ausbildung an der Hochschule für 
Polizei und öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen (HSPV NRW) sowie im Landesamt für 
Ausbildung, Fortbildung und Personalangelegenheiten der Polizei Nordrhein-Westfalen (LAFP 
NRW) Veranstaltungen, Seminare und Übungen zu Extremismus und PMK durchgeführt. 
 
Die HSPV NRW engagiert sich darüber hinaus in vielfältiger Weise im Bereich der Antisemi-
tismusprävention. So fand erst kürzlich in Berlin im Rahmen der Bildungskooperation des Lan-
des Nordrhein-Westfalen und der Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem ein Seminar der 
International School for Holocaust Studies und dem Haus der Wannsee-Konferenz statt. Hie-
ran haben sich auch Lehrende und Studentinnen und Studenten der HSPV NRW beteiligt. 
Weitere Projekte mit Bezug zur demokratischen Resilienz sind u. a. „Polizeiteam Mahn- und 
Gedenkstätte Steinwache - Erfahrungsbasierter Austausch, Weiterbildung und Wissenstrans-
fer in der Mahn- und Gedenkstätte Steinwache in Dortmund“, „Orte der Polizeigeschichte“ so-
wie die Ringvorlesung „Demokratie im Fokus“. 
 
Im Zuge der Durchführung der Präventions- und Aufklärungsarbeit befasst sich auch der Ver-
fassungsschutz Nordrhein-Westfalen intensiv mit dem Thema Antisemitismus. Sowohl den 
Beschäftigten als auch den Studentinnen und Studenten der Universitäten und Fachhochschu-
len stehen entsprechende Angebote des Verfassungsschutzes zur Verfügung, wie z. B. ein 
Vortragsangebot zu Verschwörungsmythen mit dem Themenschwerpunkt Antisemitismus. 
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Lfd.-Nr.  Ermittelte Tatverdächtige Staatsangehörigkeit Phänomenbereich 

1 0 entfällt PMK-Rechts 

2 0 entfällt PMK-Rechts 

3 0 entfällt PMK-Rechts 

4 1 jordanisch PMK-religiöse 
Ideologie 

5 0 entfällt PMK-religiöse 
Ideologie 

6 0 entfällt PMK-ausländische 
Ideologie 

7 0 entfällt PMK-ausländische 
Ideologie 

8 0 entfällt PMK-ausländische 
Ideologie 

9 0 entfällt PMK-Rechts 

10 0 entfällt PMK-Rechts 

11 0 entfällt PMK-Links 

12 0 entfällt PMK-Links 
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13 0 entfällt PMK-Links 

14 1 deutsch PMK-sonstige 
Zuordnung 

15 0 entfällt PMK-Links 

16 2 1x deutsch 
1x deutsch / türkisch 

PMK-ausländische 
Ideologie 

17 1 syrisch PMK-ausländische 
Ideologie 

18 0 entfällt PMK-sonstige 
Zuordnung 

19 0 entfällt PMK-ausländische 
Ideologie 

20 0 entfällt PMK-ausländische 
Ideologie 

21 0 entfällt PMK-religiöse 
Ideologie 

 


